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Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses nach § 10 Absatz 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) und des Inkrafttretens des Bebauungsplanes Nr. 165, Gebiet am Neukirche-
ner Ring 
 
Der Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn hat in seiner öffentlichen Sitzung am 25.09.2024 den 
Bebauungsplan Nr. 165, Gebiet am Neukirchener Ring der Stadt Neukirchen-Vluyn ge-
mäß § 10 Absatz 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan als Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan wurde aus dem geltenden Flächennutzungsplan der Stadt Neukir-
chen-Vluyn entwickelt und bedurfte daher nicht der Genehmigung der Bezirksregierung Düs-
seldorf gemäß § 10 Absatz 2 BauGB. Die ungefähre Lage des räumlichen Geltungsberei-
ches des Bebauungsplanes ist in dem zu dieser Bekanntmachung gehörenden Kartenaus-
schnitt kenntlich gemacht und dient der allgemeinen Information. 
 
Die Satzung Bebauungsplan Nr. 165, Gebiet am Neukirchener Ring sowie die den Fest-
setzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. liegen während der Öff-
nungszeiten des Planungs- und Bauordnungsamtes im Rathaus der Stadt Neukirchen-Vluyn, 
Hans-Böckler-Straße 26, 47506 Neukirchen-Vluyn, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

Die Unterlagen sind im Internet unter der Adresse https://www.neukirchen-
vluyn.de/wirtschaft-standort/flaechen-stadtentwicklung/landes-regional-und-stadtplanung 
(Bebauungspläne und Satzungen der Stadt Neukirchen-Vluyn) verfügbar. Über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Die Satzung tritt gemäß § 10 Absatz 3 Satz 4 BauGB 
mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn in Kraft. 
 
Öffnungszeiten Planungs- und Bauordnungsamt 

Dienstag, Donnerstag, Freitag 08:00 – 12:00 Uhr 
Dienstag 14:00 – 16:00 Uhr 
Donnerstag 14:00 – 18:00 Uhr 
 
 
Hinweise: 
 
 

§ 215 BauGB 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

 

(1) Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
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§ 214 BauGB 
Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungs-

plans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

1. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 
bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zu-
treffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, 
§ 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 22 Ab-
satz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn 

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Trä-
ger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange 
jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, gefehlt haben, 

c) (weggefallen) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die 

Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet veröffentlicht worden ist 
und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grun-
des nachvollziehbar ist, 

e) bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in 
das Internet eingestellt wurde, aber die Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 
2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht wurden, 

f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 
13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Ab-
satz 5, § 9 Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in un-
wesentlichen Punkten unvollständig ist; 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Ab-
satz 2 Satz 2) oder an die in § 8 Absatz 4 bezeichneten dringenden Gründe für die  
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Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flä-
chennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächen-
nutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt wor-
den ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften ein-
schließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geord-
nete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung 
geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, 
wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
 

§ 44 BauGB 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 

(1) Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in §§ 39 bis 
42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 

(2) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in o.g. Fällen bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
 
 

§ 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung (GO NRW) 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 25.09.2024 beschlossene Satzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, kann beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Neukirchen-Vluyn vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
Bestätigung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass 
 
1. der Wortlaut der beigefügten Satzung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Neukir-

chen-Vluyn vom 25.09.2024 übereinstimmt, und 
 
2. nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW verfahren worden ist. 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 30.10.2024 
 
 
 
 
 
Ralf Köpke 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Bekanntmachung der Genehmigung der 116. Änderung des Flächennutzungsplanes, 
Bereich nördlich des Klingerhufs / Kompensationsfläche Wald 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Genehmigung erteilt: 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt 
Neukirchen-Vluyn am 26.06.2024 beschlossene 116. Änderung des Flächennutzungsplanes, 
Bereich nördlich des Klingerhufs / Kompensationsfläche Wald. 
 
Düsseldorf, den 03.09.2024 
 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn tritt die Flächennutzungs-
planänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Kraft. 
 
 
Hinweise: 
 
 

§ 215 BauGB 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

 

(2) Unbeachtlich werden 

4. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

5. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

6. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
 

§ 214 BauGB 
Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungs-

plans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 

(2) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

4. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 
bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zu-
treffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

5. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, 
§ 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 22 Ab-
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satz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn 

h) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Trä-
ger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange 
jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

i) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, gefehlt haben, 

j) (weggefallen) 
k) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die 

Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet veröffentlicht worden ist 
und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grun-
des nachvollziehbar ist, 

l) bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in 
das Internet eingestellt wurde, aber die Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 
2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht wurden, 

m) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

n) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 
13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

6. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Ab-
satz 5, § 9 Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in un-
wesentlichen Punkten unvollständig ist; 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

5. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Ab-
satz 2 Satz 2) oder an die in § 8 Absatz 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

6. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flä-
chennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächen-
nutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt wor-
den ist; 

7. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften ein-
schließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

8. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geord-
nete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung 
geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, 
wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
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§ 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung (GO NRW) 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 26.06.2024 beschlossene Satzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, kann beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

f) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Neukirchen-Vluyn vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
Bestätigung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO 
 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass 
 
1. der Wortlaut der beigefügten Satzung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Neukir-

chen-Vluyn vom 26.06.2024 übereinstimmt, und  
 
2. nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NW verfahren worden ist. 
 
 
 
Neukirchen-Vluyn, den 30.10.2024 
 
 
 
 
 
Ralf Köpke 
Bürgermeister 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
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Bekanntmachung der Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH i.L.  
über den Jahresabschluss sowie Lagebericht zum 31.12.2023 
 
Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH i.L. 
 
 
 
Bekanntmachung 
 
Die Gesellschafterversammlung der Grafschafter Gewerbepark GmbH i.L. hat am 
04.07.2024 den Jahresabschluss zum 31.12.2023 festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresabschluss der Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH i.L. zum 31.12.2023 
wird mit einer Bilanzsumme von 1.730.677,51 Euro und einem Jahresfehlbetrag von 
187.282,44 Euro festgestellt.  
 
Die Gesellschafter leisten eine Einzahlung in die Kapitalrücklage in Höhe von 187.282,44 
Euro. Auf diesen Jahresverlust haben die Gesellschafter im Jahr 2023 bereits Zahlungen in 
Höhe von insgesamt 170.925,00 Euro geleistet.   

Der Jahresfehlbetrag 2023 wird durch Einzahlung und Entnahme aus der Kapitalrücklage 
ausgeglichen.  

Der Jahresfehlbetrag wird durch Entnahme aus der Kapitalrücklage ausgeglichen. Die Einla-
ge in Höhe von 16.357,43 Euro kann nach dem Beschluss der Gesellschafterversammlung 
bis zum 31.8.2024 ohne Verzinsung an die GGG GmbH geleistet werden. Ab dem 1.9.2024 
ist sie mit einem Zins von 2 % über dem jeweiligen Basiszinssatz zu verzinsen. 

Die Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH wird die Einlage in Höhe von 16.357,43 Euro 
von den Gesellschaftern gemäß dem Beteiligungsverhältnis anfordern. Die Anforderung wird 
zeitnah nach der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung erfolgen. 

Außerdem verpflichten sich die Gesellschafter, auch den Jahresfehlbetrag für das Jahr 2024 
durch eine spätere Einlage in die Kapitalrücklage auszugleichen.   

Die Gesellschafterversammlung erteilt den Liquidatoren / der Geschäftsführung Entlastung 
für das Geschäftsjahr 2023. 
 

Die Gesellschafterversammlung erteilt dem Aufsichtsrat Entlastung für das Geschäftsjahr 
2023“ 
 
 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft AKP Fassin Hamacher Herrnkind Partnerschaft mbH, Krefeld, vertreten 
durch den Wirtschaftsprüfer, Herrn Andrè Tönnissen, hat am 03. Mai 2024 folgenden Bestä-
tigungsvermerk erteilt: 
 
 



 
 
 
  
Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn 
50. Jahrgang Erscheinungstag: 14.11.2024 Nr.  15 
 
 

  
 
 
 
 

- 148 -

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH i. L. – beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der Grafschafter Gewerbepark Genend GmbH i.L. für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und  

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs.3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
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frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Mani-
pulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-
lungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
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langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resuldierende 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 
dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses  
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den geg-
ebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen  
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der  
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-
fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ges-
chäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine  
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
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schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen." 
 
Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 
450 n.F. (10.2021)). 
 
Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses 
Prüfungsberichts setzt unsere vorherige Zustimmung voraus. 
 
Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer 
von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschießlich der Übersetzung in andere 
Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk 
zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen diesbezüglich auf § 328 HGB 
hin. 
 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 
 vom  15. November bis  15. Dezember 2024 
 
in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Genender Platz 1 in Moers, während der Ge-
schäftszeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Moers, den 23. Oktober 2024 
 
 
 
Beate Träm       
Liquidatorin       
 
 
 
 
********************************************************************************************************* 
 

Bekanntmachung der wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförder- 
ung GmbH über den Jahresabschluss sowie Lagebericht zum 31.12.2023. 
 
wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförderung Moers, Kamp-Lintfort, 
Neukirchen-Vluyn und Rheinberg GmbH 
 
 
Bekanntmachung 
 
Die Gesellschafterversammlung der wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförderung 
GmbH hat am 04.07.2024 den Jahresabschluss zum 31.12.2023 festgestellt und wie folgt 
beschlossen: 
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Der Jahresabschluss der wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförderung Moers, Kamp-
Lintfort, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg GmbH zum 31.12.2023 wird mit einer Bilanzsum-
me von 480.197,68 Euro und einem Jahresfehlbetrag von 262.407,58 Euro festgestellt.  

 
Die Gesellschafter leisten eine Einzahlung in die Kapitalrücklage in Höhe 262.407,58 Euro. 
Auf diesen Jahresverlust haben die Gesellschafter im Jahr 2023 bereits Zahlungen in Höhe 
von insgesamt 278.400,00 Euro geleistet. 

Der Jahresfehlbetrag 2023 wird durch Einzahlung und Entnahme aus der Kapitalrücklage 
ausgeglichen. Die für das Jahr 2023 über den Jahresfehlbetrag bereits geleistete Einzahlun-
gen werden den Gesellschaftern zurückerstattet. 

Außerdem verpflichten sich die Gesellschafter, auch den Jahresfehlbetrag für das Jahr 2024 
durch eine spätere Einlage in die Kapitalrücklage auszugleichen. 

Die Gesellschafterversammlung erteilt der Geschäftsführung Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2023. 
 
Die Gesellschafterversammlung erteilt dem Aufsichtsrat Entlastung für das Geschäftsjahr 
2023. 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft AKP Fassin Hamacher Herrnkind Partnerschaft mbH, Krefeld, vertreten 
durch den Wirtschaftsprüfer Herrn Andrè Tönnissen, hat am 02. Mai 2024 folgenden Bestä-
tigungsvermerk erteilt: 
 
Prüfungsurteile 

 
Wir haben den Jahresabschluss der wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförderung Mo-
ers, Kamp-Lintfort, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der wir4-Agentur für Wirtschafts- und Strukturförderung Moers, Kamp-Lintfort, 
Neukirchen-Vluyn und Rheinberg GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 
31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
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Gemäß § 322 Abs.3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen  
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Mani-
pulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtürmern ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür  
verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des  
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um  
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtürmern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-
lungen können dolosen Handlungen oder Irrtürmern resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht, aufgund doloser Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie  
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen re-
sulierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als das Risiko, dass aus Irrtürmern resultierende wesentliche falsche Darstellung-
en nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den geg-
ebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen  
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der  
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 



 
 
 
  
Amtsblatt der Stadt Neukirchen-Vluyn 
50. Jahrgang Erscheinungstag: 14.11.2024 Nr.  15 
 
 

  
 
 
 
 

- 155 -

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ges-
chäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine  
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unse-
rer Prüfung feststellen.“ 
Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 
450 n.F. (10.2021)). 
 
Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer 
von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschießlich der Übersetzung in andere 
Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk 
zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen diesbezüglich auf § 328 HGB 
hin. 
 
 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit 
 
 vom    15. November   bis   15. Dezember 2024 
 
in  den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Genender Platz 1 in Moers,  
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während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
Moers, 23. Oktober 2024 
 
 
 
Beate Träm 
Geschäftsführerin 
 

********************************************************************************************************* 
 

Bekanntmachung der ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH 
 

Preise der Grund- und Ersatzversorgung 
 
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 5 Absatz 2 der Stromgrundversorgungsverordnung 
 
Preise für die Versorgung mit Strom in Niederspannung für Letztverbraucher, die Energie 
überwiegend für den Eigenverbrauch im Haushalt oder für den einen Jahresverbrauch von 10.000 
Kilowattstunden nicht übersteigenden Eigenverbrauch für berufliche, landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke, im Grundversorgungsgebiet der ENNI Energie & Umwelt Niederrhein GmbH, 
kaufen. 
 
Preise gültig ab 1. Januar 2025 
 

ohne 
Schwachlastregelung 

mit Schwachlastre-
gelung 

 netto brutto netto brutto 
     
enni.basisstrom (überwiegend privater Eigenverbrauch)     
Arbeitspreis Cent/kWh 34,143 40,63 34,623 41,20 
Schwachlast-Arbeitspreis Cent/kWh   30,793 36,64 
fester Leistungspreis Euro/Jahr 143,21 170,42 143,21 170,42 

 
enni.partnerstrom (unternehmerischer Eigenverbrauch)     
Arbeitspreis Cent/kWh 34,143 40,63 34,623 41,20 
Schwachlast-Arbeitspreis Cent/kWh   30,793 36,64 
fester Leistungspreis Euro/Jahr 208,77 248,44 208,77 248,44 

 
Verrechnungspreise     
Wechselstrom-Eintarifzähler Euro/Jahr 24,54 29,20 24,54 29,20 
Drehstrom-Eintarifzähler Euro/Jahr 30,68 36,51 30,68 36,51 
Wechsel- bzw. Drehstrom-Zweitarifzähler Euro/Jahr 30,68 36,51 30,68 36,51 

 
Sonstige Geräte     
Stromwandlersatz Euro/Jahr 36,81 43,80 36,81 43,80 
Tarifschaltung Euro/Jahr 24,54 29,20 24,54 29,20 

 
Die Bruttopreise enthalten die zurzeit gültige MwSt. in Höhe von 19 %. 
 
Hinweis: Im Grundpreis sind bereits die Kosten für eine konventionelle oder eine moderne Messein-
richtung des grundzuständigen Messstellenbetreibers in Höhe von 8,69 Euro/Jahr/netto bzw. 10,34 
Euro/Jahr brutto enthalten. Sollten Sie einen dritten Messstellenbetreiber mit der Erbringung des 
Messstellenbetriebs beauftragt haben, sind die Kosten des Messstellenbetriebs nicht im Lieferpreis 
enthalten und werden von Ihrem Messstellenbetreiber in der jeweils vereinbarten Höhe direkt Ihnen 
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gegenüber abgerechnet, sofern dieser uns nicht mit dem Inkasso des Messstellenbetriebs beauftragt 
hat. Die Messkosten für ein intelligentes Messsystem rechnen wir separat in der tatsächlich anfallen-
den Höhe ab, sofern wir als Lieferant mit der Abrechnung des Messstellenbetriebs beauftragt wurden. 
 
 
 
Steuern und Abgaben  
Strompreisbestandteile 
Mehr Informationen auf www.netztransparenz.de 

 
Preise gültig ab 1. Januar 2025 netto* 

 
Konzessionsabgabe  Cent/kWh 1,910  

Entgelt an die Kommune für die Mitbenutzung von öffentlichen Verkehrswegen durch Versorgungslei-
tungen. Zugrunde gelegt wurde der Mischsatz aus den Konzessionsabgaben für Moers und Neukir-
chen-Vluyn. 
 
KWK-Umlage Cent/kWh 0,277 

Fördert die ressourcenschonende gleichzeitige Erzeugung von Strom und Wärme. 
 
Offshore-Netzumlage Cent/kWh 0,816 

Sichert Risiken der Anbindung von Offshore-Windparks an das Stromnetz gemäß § 17f Absatz 5 
EnWG ab. 
 
Stromsteuer Cent/kWh 2,050 

Eine durch das Stromsteuergesetz geregelte Steuer auf den Stromverbrauch. 
 
Umlage Abschaltbare Lasten (AbLaV) Cent/kWh 0,000 

Dient der Versorgungssicherheit durch Förderung abschaltbarer Verbrauchseinrichtungen gemäß  
§ 18 AblaV. 
 
Aufschlag für besondere Netznutzung  
(bis einschl. 2024 §19 StromNEV-Umlage) 

Cent/kWh 1,558 

Finanziert die Entlastung bzw. Befreiung stromintensiver Unternehmen von Netzentgelten.  
 
Netzentgelte  
Arbeitspreis Cent/kWh 5,770 
Grundpreis Euro/Jahr 160,00 
Messstellenbetrieb inkl. Messung  Euro/Jahr 8,69 

 
Entgelte für den Transport und die Verteilung der Energie sowie die damit verbundenen Dienstleistun-
gen. Es handelt sich um vorläufige, durch den Netzbetreiber veröffentlichte Netzentgelte zum 
01.01.2025. 
 
*Alle Strompreisbestandteile sind Nettowerte und verstehen sich zzgl. der gültigen MwSt. in Höhe von  
19 %. 
 
Moers, 14. November 2024    ENNI Energie & Umwelt Niederrhein GmbH 
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Preise der Grund- und Ersatzversorgung 
 
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 5 Absatz 2 der Gasgrundversorgungsverordnung 
 
Preise für die Versorgung mit Gas im Niederdruck für Letztverbraucher, die Energie überwiegend für 
den Eigenverbrauch im Haushalt oder für den einen Jahresverbrauch von 10.000 Kilowattstunden 
nicht übersteigenden Eigenverbrauch für berufliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke, im 
Grundversorgungsgebiet der ENNI Energie & Umwelt Niederrhein GmbH, kaufen. 
 
Preise gültig ab 1. Januar 2025 netto brutto 

 
enni.basisgas 
Arbeitspreis Cent/kWh 13,718 16,32 
Grund-/Messpreis Euro/Jahr 30,68 36,51 
für einen Verbrauch bis 1.677 kWh 

 
enni.basisgas für den Haushalt 
Arbeitspreis Cent/kWh 12,438 14,80 
Grund-/Messpreis Euro/Jahr 52,15 62,06 
für einen Verbrauch bis 3.264 kWh 

 
enni.basisgas für den Haushalt 
Arbeitspreis Cent/kWh 11,498 13,68 
Grund-/Messpreis Euro/Jahr 82,83 98,57 
für einen Verbrauch ab 3.265 kWh 

 
enni.basisgas für Gewerbe 
Arbeitspreis Cent/kWh 12,438 14,80 
Grund-/Messpreis für die Zählergröße    
G 4 bei einem Verbrauch bis 2.937 kWh Euro/Jahr 42,95 51,11 
G 6 bei einem Verbrauch bis 2.937 kWh Euro/Jahr 52,15 62,06 
G 10  bei einem Verbrauch bis 5.548 kWh Euro/Jahr 70,56 83,97 
über G 10 bei einem Verbrauch bis 10.000 kWh Euro/Jahr 104,30 124,12 

 
enni.basisgas für Gewerbe 
Arbeitspreis Cent/kWh 11,498 13,68 
Grund-/Messpreis für die Zählergröße    
G 4 bei einem Verbrauch ab 2.938 kWh Euro/Jahr 70,56 83,97 
G 6 bei einem Verbrauch ab 2.938 kWh Euro/Jahr 79,76 94,91 
G 10  bei einem Verbrauch ab 5.549 kWh Euro/Jahr 122,71 146,02 

 
Die Bruttopreise enthalten die zurzeit gültige MwSt. in Höhe von 19 %. 
 
Die Werte sind aus Übersichtlichkeitsgründen zum Teil gerundet. Die vom Zähler angezeigten Be-
triebskubikmeter (Bm³) werden auf kWh umgerechnet. Im Grundpreis sind die Kosten für eine konven-
tionelle oder eine moderne Messeinrichtung enthalten. 
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Steuern und Abgaben  
Gaspreisbestandteile 
 
Preise gültig ab 1. Januar 2025 netto* 

 
Konzessionsabgabe Cent/kWh 0,30  

Entgelt an die Kommune für die Mitbenutzung von öffentlichen Verkehrswegen durch Versorgungslei-
tungen. Zugrunde gelegt wurde der Mittelwert aus den Konzessionsabgaben für Moers und Neukir-
chen-Vluyn. 
 
Erdgassteuer Cent/kWh 0,55 

 
Bilanzierungsumlage (SLP) Cent/kWh 0,00 

 
CO2-Abgabe nach dem (BEHG) 
Brennstoffemissionshandelsgesetz  

Cent/kWh 0,998 

Kosten aus dem Kauf von Emissionszertifikaten  
 
Gasspeicherumlage Cent/kWh 0,250 

 
*Alle Gaspreisbestandteile sind Nettowerte und verstehen sich zzgl. der gültigen MwSt. in Höhe von 
19 %. 

 
Moers, 14. November 2024    ENNI Energie & Umwelt Niederrhein GmbH 
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Bekanntmachung der ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH 
 
Die ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH stellt aufgrund der „Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)“ zu den nachstehend 
aufgeführten Preisen Wasser aus dem Versorgungsnetz zur Verfügung. 
 
Der Wasserpreis setzt sich aus dem Mengenpreis (inkl. 0,05 Euro/m³ Wasserentnahmeentgelt (lt. 
Wasserentnahmeentgeltgesetz des Landes NRW (WEEG)) und einem Grundpreis nach 
Verbrauch zusammen. 
 

      netto brutto* 

Mengenpreis pro m³   1,59 €**            1,70 €** 

        

Grundpreise nach Verbrauch pro Jahr     

          

Verbrauch   0 bis 400 m³ 185,00 € 197,95 € 

      

Verbrauch   401 bis 1.000 m³ 705,17 € 754,53 € 

      

Verbrauch 1.001 bis 5.000 m³ 1.431,24 € 1.531,43 € 

      

Verbrauch ab 5.001 m³ 1.768,95 € 1.892,78 € 
 
Die Wasserentnahme aus Hydranten erfolgt nur in Ausnahmefällen. Hierfür ist ein 
Benutzungsvertrag abzuschließen. Für die Überlassung eines Standrohres mit Zähler und 
Zubehör wird neben dem Mengenpreis für jeden Kalendertag ein Betrag von 3,18 Euro 
(brutto) erhoben. 
 
Bereitstellungsentgelt 
Für die Bereitstellung eines Reserve- oder Zusatzwasseranschlusses wird neben den 
Baukostenzuschüssen, Hausanschlusskosten ein Bereitstellungsentgelt nach besonderer 
Vereinbarung erhoben. 
 
Inkrafttreten 
Die Allgemeinen Tarife Ausgabe November 2024, für das gesamte Versorgungsgebiet der 
ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH, treten an Stelle der Allgemeinen Tarife 
Ausgabe Dezember 2018 mit Wirkung ab 1. Januar 2025 in Kraft. 
 
Moers, 14. November 2024                                    ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH 
 
 
* Die Mehrwertsteuer (Umsatzsteuer) beträgt zum Zeitpunkt der Drucklegung 7%. 
** Das Wasserentnahmeentgelt, lt. Wasserentnahmeentgeltgesetz des Landes NRW 
(WasEG), ist im Mengenpreis enthalten. 
 

 
********************************************************************************************************* 


